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Ein Buch ist ein Spiegel wenn ein Affe hineinsieht so 
kann kein Apostel heraus gucken. 
Georg Christoph Lichtenberg; 1742 – 1799, deutscher Schriftsteller 

und Physiker 
 

 Was Sie interessieren kann:  

 

Arbeitsrecht  

Fristlose Kündigung bei vorgetäuschter Arbeits-

unfähigkeit 

Der Beweis krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit (AU) wird in der 

Regel durch die Vorlage einer ärztlichen AU-Bescheinigung geführt. 

Die ordnungsgemäß ausgestellte AU-Bescheinigung ist das gesetz-

lich ausdrücklich vorgesehene und insoweit wichtigste Beweismittel 

für das Vorliegen krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit. 

Der Arbeitgeber kann den Beweiswert der AU-Bescheinigung jedoch 

dadurch erschüttern, dass er tatsächliche Umstände darlegt und im 

Bestreitensfall beweist, die Zweifel an der Erkrankung des Arbeitneh-

mers geben, mit der Folge, dass der ärztlichen Bescheinigung kein 

Beweiswert mehr zu kommt. Ein „bloßes Bestreiten“ der AU reicht 

nicht. 

Zu dieser Problematik hatte das Landesarbeitsgericht Niedersachsen 

über folgenden Fall zu entscheiden: In einem Personalgespräch am 

7.9.2022 teilte die Schulleiterin einer angestellten Lehrerin mit, dass 

zu Beginn der niedersächsischen Sommerferien am 6.7.2023 und an 

den folgenden Tagen Urlaub nicht gewährt werden könne. In der Fol-

gezeit bestand die Lehrerin darauf, am 6.7.2023 Urlaub zu bekom-

men, was die Schulleitung ablehnte. Am 5.7.2023 teilte die Lehrerin 

der Schulleiterin telefonisch mit, dass es ihr nicht gut gehe und legte 

 
 



 

 

für die Zeit vom 5.7.2023 bis zum 7.7.2023 eine AU vor. Trotz der 

vorliegenden AU nahm sie am 6.7.2023 an einem Trainer-Lizenz-

Lehrgang (C-Lizenz) teil, wovon die Schulleitung Kenntnis bekam. 

Daraufhin wurde das Arbeitsverhältnis am 18.7.2023 fristlos gekün-

digt. 

Die außerordentliche Kündigung ist wirksam. Die vorgetäuschte AU 

rechtfertigt auch nach der gebotenen umfassenden Interessenabwä-

gung die außerordentliche Kündigung des Arbeitsverhältnisses. 

 

 

Familienrecht/Erbrecht 

Verstoß gegen Umgangsregelung wegen Urlaubs-

reise 

Die Richter des Oberlandesgerichts Celle (OLG) haben am 

2.10.2023 entschieden, dass das kurzfristige Absagen eines Be-

suchstermins mit dem Kind aufgrund eines Urlaubs eine Verletzung 

der gerichtlich festgelegten Umgangsregelung darstellt und somit die 

Verhängung von Ordnungsmitteln rechtfertigen kann. Dies ist beson-

ders wichtig bei Eltern, die sich nicht einig sind. 

In dem Fall aus der Praxis wurde im Februar 2023 eine gerichtlich 

anerkannte Umgangsvereinbarung für ein zweijähriges Kind getrof-

fen. Im Mai 2023 sagte dann die Mutter kurzfristig einen Termin we-

gen eines Urlaubs ab. Der Vater verlangte daraufhin, dass gegen die 

Mutter ein Ordnungsgeld verhängt wird. 

Das OLG gab dem Vater Recht. Es befand, dass die Mutter die Ver-

einbarung schuldhaft missachtet hatte, indem sie den Termin ohne 

Zustimmung des Vaters absagte. Auch wenn ein Elternteil mit dem 

Kind verreisen darf, rechtfertigt dies nicht, bei Urlaubsverstößen eine 

Schuldlosigkeit anzunehmen. Andernfalls könnte ein Elternteil die 

Umgangsvereinbarung durch Urlaubsplanung einseitig umgehen. 

Das Gericht betonte, dass gerade bei zerstrittenen Eltern die gericht-

liche Regelung genau befolgt werden muss. 

 



 

 

Sonstiges 

Aufklärungspflicht vor einer Operation 

Es entspricht ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs und 

des Bürgerlichen Gesetzbuchs, dass ärztliche Heileingriffe grund-

sätzlich der Einwilligung des Patienten bedürfen, um rechtmäßig zu 

sein. Die wirksame Einwilligung des Patienten setzt dabei dessen 

ordnungsgemäße Aufklärung voraus. Die Aufklärung soll dem Pati-

enten eine zutreffende Vorstellung davon verschaffen, worauf er sich 

einlässt, wenn er der vorgesehenen Behandlung zustimmt und ihn 

dadurch in die Lage versetzen, über die Inkaufnahme der mit ihr ver-

bundenen Risiken frei zu entscheiden. Dabei müssen grundsätzlich 

die in Betracht kommenden Risiken nicht exakt medizinisch be-

schrieben werden. Es genügt vielmehr, den Patienten „im Großen 

und Ganzen“ über Chancen und Risiken der Behandlung aufzuklären 

und ihm dadurch eine allgemeine Vorstellung von dem Ausmaß der 

mit dem Eingriff verbundenen Gefahren zu vermitteln, ohne diese zu 

beschönigen oder zu verschlimmern. Kommen für die Behandlung 

eines Patienten (hier an der Wirbelsäule) sowohl eine operative als 

auch eine konservative Behandlung in Betracht, ist eine umfassende 

Aufklärung geboten. Der Patient muss in der Lage sein, einen Abwä-

gungsprozess zwischen der konservativen Behandlung und dem 

operativen Vorgang vorzunehmen. Dieser Abwägungsprozess ist zu 

dokumentieren. Dieser Entscheidung des Oberlandesgerichts Hamm 

lag der nachfolgende Sachverhalt zugrunde: Eine damals 58-jährige 

Patientin ließ sich Anfang und Mitte 2016 aufgrund einer Verände-

rung der Bandscheiben (sog. Bandscheibendegeneration) zur Ver-

steifung ihrer Wirbelsäule in einem Krankenhaus operieren. Aufgrund 

anhaltender Beschwerden verklagte sie Arzt und Krankenhaus. Be-

handlungsfehler bei den Operationen wurden nicht erwiesen. Umge-

kehrt konnte das Krankenaus aber auch eine ausreichende und da-

mit wirksame Einwilligung der Patientin nicht nachweisen. Weshalb 

das OLG ihr 50.000 € Schmerzensgeld zusprach und feststellte, 

dass alle materiellen Schäden zu ersetzen sind. 


